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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Barbara MAGELE als Einzelrichterin Uber die Beschwerde
des XXXX, geb. XXXX, StA. Indien, gegen den Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom 06.06.2018,
ZI. 1081205200-151020495, zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird gemal3 88 3 Abs. 1, 8 Abs. 1, 10 Abs. 1 Z 3, 57 AsylG 2005 idgF8 9 BFA-VG idgF, und 88 52, 55 FPG
idgF als unbegrindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemaR Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

1. Der BeschwerdefUhrer, ein indischer Staatsangehdriger, stellte nach illegaler schlepperunterstutzter Einreise in das
Osterreichische Bundesgebiet am 04.08.2015 den gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz.

Bei der Erstbefragung durch Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes am 05.08.2015 gab der Beschwerdefihrer zu
Protokoll, dass er aus dem Bundesstaat Punjab stamme und die Sprache Punjabi beherrsche. Er gehdre der
Religionsgemeinschaft der Sikhs sowie der Volksgruppe der Rajput an und sei ledig. Der Beschwerdefuhrer habe
insgesamt 10 Jahre die Schule besucht und sei zuletzt Student gewesen. In Indien wiirden die Eltern und der Bruder

des Beschwerdefihrers leben. Zu seinem Ausreisegrund fihrte der Beschwerdefiihrer an, dass sein Vater in der Politik
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sei und einen Streit mit seinen Gegnern gehabt habe, woraufhin diese ihm damit gedroht hatten, seinen Sohn und ihn
umzubringen. Der Beschwerdeflhrer sei zwei Mal attackiert und dabei verletzt worden. Sein Vater habe Angst um das
Leben des Beschwerdefihrers gehabt, weshalb er ihn ins Ausland geschickt habe.

2. Am 28.05.2018 wurde der Beschwerdefihrer vor dem Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl niederschriftlich
einvernommen und gab er an, dass er aus dem Bundesstaat Punjab stamme und der Religionsgemeinschaft der Sikhs
angehdre. Er sei ledig und kinderlos. Der Beschwerdeflihrer spreche die Sprachen Punjabi, Hindi und etwas Englisch.
Im Herkunftsstaat habe er zehn Jahre die Schule besucht und sei von seinen Eltern erhalten worden. Seine Mutter, zu
der der Beschwerdeflhrer in regelmaRBigem Kontakt stehe, lebe auch weiterhin im Herkunftsort und arbeite als
Haushalterin. Sein Bruder und sein Vater seien aufgrund der Probleme unbekannten Aufenthaltes und habe der
Beschwerdefiihrer etwa vier Monate vor seiner Reise nach Osterreich das letzte Mal Kontakt zu ihnen gehabt. Der
Beschwerdeflhrer habe in Indien auch weitere Verwandte in Form eines Onkels, einer Tante, eines Cousins, einer
Cousine und seiner GroReltern. Er habe ein sehr gutes Verhaltnis zu seinen Verwandten.

Der Beschwerdefliihrer habe vor ungefahr drei Jahren erfahren, dass er an Hepatitis C erkrankt sei; er nehme keine
Medikamente dagegen. Er habe die Diagnose im Herkunftsstaat bekommen und das Land kurz darauf verlassen,
weshalb er dort nicht behandelt worden sei.

Zu seinem Fluchtgrund brachte er insbesondere Folgendes vor (A:
nunmehriger BeschwerdeflUhrer; F: Leiter der Amtshandlung):
")

F: Schildern Sie die Griinde, warum sie Ihr Heimatland verlassen und einen Asylantrag gestellt haben, von sich aus

vollstandig und wahrheitsgemafll und chronologisch.
Sie werden darauf hingewiesen, dass falsche Angaben die Glaubwurdigkeit Ihres Vorbringens beeintrachtigen kénnen.
A

Mein Vater ist Mitglied der Kongresspartei und hat deswegen Probleme mit der Shiromani Akali Dal. Er wurde
falschlicherweise von Leuten der Shiromani Akali Dal angezeigt.

Leute der Shiromani Akali Dal sind in unser Dorf gekommen und haben meinen Vater, meinen Bruder und mir

gedroht, dass Sie uns umbringen, wenn er nicht aufhért fur die Kongresspartei zu werben. Sie haben uns geschlagen.
F: Haben Sie noch weitere Fluchtgrinde?

A: Nein.

F: Wie oft wurden Sie attackiert?

A: Ca. drei bis vier Mal.

F: Wie oft genau? Das sollte man eigentlich wissen.

A: Ich glaube drei Mal.

F: Bei der Erstbefragung haben Sie angegeben, dass es zwei Mal war. Was sagen Sie dazu?
A: Zweimal wurde ich mit einer Metallstande geschlagen und einmal so mit der Hand.

F: Von wie vielen Leuten wurden Sie bei diesen Vorféllen attackiert?

A: Es waren immer sehr viele, ich glaube waren immer ca. zehn bis flinfzehn Personen.

F: Wann fanden diese Vorfélle statt?

A: Die genauen Daten weil3 ich nicht. Nachgefragt, die vier Vorfalle fanden ungefahr ca. einen Monat, bevor ich hier her
kam, statt.

F: Wer wurde alles angegriffen?

A: Mein Vater, mein Bruder und ich wurden bei diesen vier Vorfallen geschlagen. Mein GroRvater vaterlicherseits
wurde auch geschlagen.

F: Wieso sind Sie nicht mit Ihrem Vater und Ihrem Bruder weggezogen?
A: Mein Vater ist da schon weggezogen.

F: Sie haben gerade erzahlt, dass bei diesen vier Vorfdllen Ihr GroBvater, ihr Vater, ihr Bruder und Sie geschlagen

wurden. Was sagen Sie dazu?



A: Ja, wir wurden alle sehr oft geschlagen.

F: Bei der Erstbefragung haben Sie nicht erwdhnt, dass Ihr Bruder auch geschlagen wurde. Was sagen Sie dazu?
A: Das wurde nicht gefragt.

F: Haben Sie eine Bestatigung, dass lhr Vater Mitglied der Kongresspartei ist?

A: Nein.

F: Waren Sie nach diesen Vorféllen in arztlicher Behandlung? Haben Sie Beweise daftir?

A: Ja, ich war im Krankenhaus, Belege habe ich aber keine bei mir.

F: Haben Sie sich hilfesuchend an staatliche Stellen gewendet?

A: Nein.

F: Warum nicht?

A: Nein, denn Shiromani Akali Dal unterstiitzen die BJP.

F: Haben Sie jemals daran gedacht in eine andere Region in Indien zu ziehen?

A: Nein, denn die Partei Shiromani Akali Dal ist in Indien gut vernetzt und wirde mich finden.

F: In Indien gibt es kein staatliches Melderegister. Wie sollen Sie in einer Grof3stadt wie New Delhi gefunden werden?

A: Die Shiromani Akali Dal sind gut vernetzt und finden mich Gberall.

(..)"

Weiters gab der Beschwerdefuhrer zu Protokoll, dass die Shiromani Akali Dal ihn suche und mit der Polizei verknupft
sei, er jedoch keinen Beweis daflir habe. Er sei aufgrund der Probleme auch in einen anderen Distrikt gezogen, wo er

jedoch vier Mal attackiert und geschlagen worden sei.
Der Beschwerdefuhrer sei legal mit seinem indischen Reisepass ausgereist.

Zu den Lebensumstdnden in Osterreich gab der Beschwerdefiihrer an, dass er keine Verwandten oder
Familienangehdrigen im Bundesgebiet habe und von Leistungen aus der Grundversorgung lebe. Der
Beschwerdefihrer habe einen A1-Kurs besucht, er kénne sich aber nicht auf Deutsch verstandigen. Ihm gehe es oft
nicht sehr gut und er sei meistens zuhause. Der BeschwerdefUhrer sei nicht in einem Verein oder in einer Organisation

als Mitglied tatig und habe keine Schule, Kurse oder Ausbildungen absolviert.

Am Ende der Einvernahme wurde dem Beschwerdeflhrer die Moglichkeit geboten, in die Landerberichte zur aktuellen
Situation in Indien Einsicht zu nehmen, diese Ubersetzt zu bekommen und hierzu Stellung zu nehmen, worauf der
Beschwerdefiihrer verzichtete.

Der Beschwerdeflhrer legte einen "Laboratory Test Report" vom 02.04.2015 und einen Endbefund von "labors.at" vom
28.07.2016 vor.

3. Mit Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom 06.06.2018 wurde der Antrag des
Beschwerdeflhrers auf internationalen Schutz gemaR & 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG bezlglich der Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten (Spruchpunkt I.) und gemal? 8 8 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG bezuglich der
Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Indien (Spruchpunkt II.)
abgewiesen. Unter Spruchpunkt Ill. wurde dem Beschwerdefihrer gemdR & 57 AsylG ein Aufenthaltstitel aus
berlcksichtigungswirdigen Grinden nicht erteilt, gemal3 § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG iVm§& 9 BFA-VG gegen ihn eine
Ruckkehrentscheidung gemal § 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen und weiters gemaR 8 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass die
Abschiebung des Beschwerdeflhrers gemaf3 § 46 FPG nach Indien zuldssig sei. Weiters wurde innerhalb des Spruches
ausgefiihrt, dass die Frist fur die freiwillige Ausreise des Beschwerdefiihrers gemal 8 55 Abs. 1 bis 3 FPG zwei Wochen
ab Rechtskraft der Rickkehrentscheidung betrage (Spruchpunkt IV.).

Begrindend fihrte die belangte Behorde aus, dass dem Vorbringen des Beschwerdefihrers zu den von ihm
behaupteten Verfolgungsgrinden die Glaubwurdigkeit abzusprechen gewesen sei. Unabhangig davon wirde dem
Beschwerdefihrer eine innerstaatliche Fluchtalternative zur Verfligung stehen. Auch eine refoulementschutzrechtlich
relevante Gefdhrdung im Fall einer Rickkehr nach Indien sei nicht gegeben. Der Beschwerdefihrer erfille nicht die
Voraussetzungen fir die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaR § 57 AsylG, der Erlassung einer Ruckkehrentscheidung
stehe sein Recht auf Achtung des Privat- oder Familienlebens angesichts der nicht UbermaRBig langen Aufenthaltsdauer

und des Fehlens von familidren oder privaten Bindungen im Inland nicht entgegen. Angesichts der abweisenden
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Entscheidung Uber den Antrag auf internationalen Schutz ergebe sich die Zulassigkeit einer Abschiebung des
Beschwerdefiihrers nach Indien. Die Frist fur die freiwillige Ausreise von vierzehn Tagen ergebe sich aus § 55 FPG, da
besondere Umstande, die der BeschwerdefUhrer bei der Regelung seiner personlichen Verhaltnisse zu berlcksichtigen

habe, nicht gegeben seien.

6. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdefuhrer fristgerecht Beschwerde. Nach Wiederholung der Fluchtgriinde
wurde ausgefuhrt, dass er aufgrund seiner schlechten Erinnerung nicht in der Lage sei, sich wesentliche Informationen
zu merken. Auch habe er bereits entsprechende Schritte gesetzt, um der Behdrde noch zweckdienliche Belege
vorweisen zu konnen. Ihm sei im Hinblick auf die reale wirtschaftliche Lage im Herkunftsstaat, keine innerstaatliche
Fluchtalternative moglich. Beantragt wurde die Abhaltung einer mindlichen Verhandlung.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):
1.1. Zur Person des Beschwerdeflihrers:

Der BeschwerdefUhrer ist Staatsangehoriger von Indien aus dem Bundesstaat Punjab und gehort der
Religionsgemeinschaft der Sikhs an. Seine Identitat steht nicht fest. Er beherrscht die Sprachen Punjabi, Hindi und
Englisch. Im Herkunftsstaat besuchte der Beschwerdefuhrer zehn Jahre die Grundschule und wurde von seinen Eltern
erhalten. Er ist ledig und kinderlos.

Die Verfolgungsbehauptungen des Beschwerdefiihrers sind nicht glaubhaft. Es kann nicht festgestellt werden, dass
dem Beschwerdefihrer in Indien eine an asylrelevante Merkmale anknupfende Verfolgung droht. Dem
Beschwerdefihrer steht in Indien eine inlandische Schutz- bzw. Fluchtalternative offen. Der Beschwerdefihrer ist legal

mit seinem indischen Reisepass aus dem Herkunftsstaat ausgereist.

Der Beschwerdefuhrer hat im Bundesgebiet keine Verwandten oder Familienangehdrigen. Er lebt von Leistungen aus
der Grundversorgung und ist nicht selbsterhaltungsfahig. Er hat keinen Deutschkurs abgeschlossen und kann sich
nicht auf Deutsch verstandigen. Der Beschwerdefiihrer ist nicht in einem Verein oder in einer Organisation als Mitglied
tatig und hat keine Schule, Kurse oder Ausbildungen absolviert. In seiner Freizeit ist er meistens zuhause. Der

Beschwerdefihrer ist strafgerichtlich unbescholten.

Im Herkunftsort lebt auch weiterhin die Mutter des Beschwerdeflhrers, zu der er in regelmaBigem Kontakt steht. Sie
arbeitet als Haushalterin. Wo der Bruder und der Vater des Beschwerdefihrers in Indien leben, kann nicht festgestellt
werden. Der Beschwerdefiihrer hat in Indien auch weitere Verwandte in Form eines Onkels, der ebenfalls im
Herkunftsort lebt, einer Tante, eines Cousins, einer Cousine und seiner Grof3eltern. Er hat ein sehr gutes Verhaltnis zu

seinen Verwandten.

Hinsichtlich seines Gesundheitszustandes ist auszuftihren, dass beim Beschwerdeflhrer kurz vor seiner Ausreise aus
dem Herkunftsstaat Hepatits C diagnostiziert wurde. Auch im Bundesgebiet wurde er getestet, er nimmt diesbezlglich
keine Medikamente ein. Er ist nicht lebensbedrohlich erkrankt. Zu den Behandlungsmdglichkeiten im Herkunftsstaat
ist festzustellen, dass in Indien ein Hepatitis C Programm fur das Finanzjahr 2018-2019 geplant ist und das
diesbezlgliche Budget fur die nachsten drei Jahre bereits bestatigt wurde. Aufgrund der vorhandenen Generika bietet
Indien auch weltweit die glinstigste Hepatitis-C Behandlung an.

1.2. Zur Situation im Herkunftsstaat wird Folgendes festgestellt:
Allgemeine Menschenrechtslage

Indien hat 1948 die Allgemeine Erklarung der Menschenrechte unterzeichnet (AA 16.8.2016). Die nationale
Gesetzgebung in Menschenrechtsangelegenheiten ist breit angelegt. Alle wichtigen Menschenrechte sind
verfassungsrechtlich garantiert (OB 12.2016). Die Umsetzung dieser Garantien ist allerdings haufig nicht in vollem
Umfang gewahrleistet (AA 16.8.2016). Eine Reihe von Sicherheitsgesetzen schranken die rechtsstaatlichen Garantien,
z.B. das Recht auf ein faires Verfahren, aber ein. Diese Gesetze wurden nach den Terroranschldgen von Mumbai im
November 2008 verscharft; u. a. wurde die Unschuldsvermutung fir bestimmte Straftatbestande auRer Kraft gesetzt.
Besonders in Unruhegebieten haben die Sicherheitskrafte zur Bekampfung sezessionistischer und terroristischer
Gruppen weitreichende Befugnisse, die oft exzessiv genutzt werden (AA 16.8.2016).

Die wichtigsten Menschenrechtsprobleme sind Missbrauch durch Polizei und Sicherheitskréfte einschlieBlich
auBergerichtlicher Hinrichtungen, Folter und Vergewaltigung. Korruption bleibt weit verbreitet und tragt zur
ineffektiven Verbrechensbekdmpfung, insbesondere auch von Verbrechen gegen Frauen, Kinder und Mitglieder
registrierter Kasten und Stamme sowie auch gesellschaftlicher Gewalt aufgrund von Geschlechts-, Religions-, Kasten-
oder Stammeszugehdrigkeit bei (USDOS 13.4.2016).
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Die Menschenrechtslage ist in Indien regional sehr unterschiedlich (BICC 6.2016), eine verallgemeinernde Bewertung

kaum maglich:

Drastische Grundrechtsverletzungen und Rechtsstaatsdefizite koexistieren mit weitgehenden burgerlichen Freiheiten,
fortschrittlichen Gesetzen und engagierten Initiativen der Zivilgesellschaft. Vor allem die Realitat der unteren
Gesellschaftsschichten, die die Bevodlkerungsmehrheit stellen, ist oftmals von Grundrechtsverletzungen und
Benachteiligung gepragt (AA 16.8.2016). Ursache vieler Menschenrechtsverletzungen in Indien bleiben tiefverwurzelte
soziale Praktiken wie nicht zuletzt das Kastenwesen (AA 16.8.2016). Frauen, Mitglieder ethnischer und religidser
Minderheiten sowie niedriger Kasten werden systematisch diskriminiert (BICC 6.2016). Wahrend die Burger- und
Menschenrechte von der Regierung groRtenteils respektiert werden, ist die Lage in den Regionen, dort wo es interne
Konflikte gibt teilweise sehr schlecht. Dies trifft insbesondere auf Jammu und Kaschmir und den Nordosten des Landes
zu. Den Sicherheitskraften, aber auch den nicht-staatlichen bewaffneten Gruppen, seien es separatistische
Organisationen oder regierungstreue Milizen, werden massive Menschenrechtsverletzungen angelastet. Dem Militar
und den paramilitédrischen Einheiten werden Entfiihrungen, Folter, Vergewaltigungen, willkurliche Festnahmen und
auBergerichtliche Hinrichtungen vorgeworfen. Insbesondere hinsichtlich der Spannungen zwischen Hindus und
Moslems, welche im Jahr 2002 zu Tausenden von Todesfallen flUhrten, wird den Sicherheitskraften Parteilichkeit
vorgeworfen Die Stimmung wird durch hindunationalistische Parteien angeheizt, welche auch in der Regierung
vertreten sind (BICC 6.2016).

Separatistische Rebellen und Terroristen in Jammu und Kaschmir, den norddstlichen Bundesstaaten und im
Maoistenglrtel begehen schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen, darunter Morde an Zivilisten, Polizisten,
Streitkréften und Regierungsbeamten. Aufstandische sind fur zahlreiche Falle von Entfuhrung, Folter, Vergewaltigung,
Erpressung und den Einsatz von Kindersoldaten verantwortlich (USDOS 13.4.2016).

Die Behorden verstoRen auch weiterhin gegen die Privatsphare der Burger. In manchen Bundesstaaten schrankt das
Gesetz die religiose Konversion ein und es gibt Berichte von Verhaftungen, aber keine Verurteilungen nach diesem

Gesetz. Manche Einschrédnkungen in Bezug auf die Bewegungsfreiheit dauern an (USDOS 13.4.2016).

Im Oktober 1993 wurde die Nationale Menschenrechtskommission (National Human Rights Commission - NHRC)
gegrindet. |hre Satzung beinhaltet den Schutz des Menschenrechtgesetzes aus dem Jahre 1993. Die Kommission
verkorpert das Anliegen Indiens fir den Schutz der Menschenrechte. Sie ist unabhangig und wurde durch ein
Umsetzungsgesetz des Parlaments gegrindet. Die NHRC hat die Befugnis eines Zivilgerichtes (NHRC 0.D.). Die NHRC
empfiehlt, dass das Kriminalermittlungsbiiro alle Morde, in denen die angeblichen Verdachtigen wahrend ihrer
Anklage, Verhaftung, oder bei ihrem Fluchtversuch getétet wurden, untersucht. Viele Bundesstaaten sind diesem
unverbindlichen Rat nicht gefolgt und flhrten interne Revisionen im Ermessen der Vorgesetzten durch. Die NHRC
Richtlinien weisen die Bundesstaatenregierungen an, alle Falle von Tod durch Polizeihandlung binnen 48 Stunden an
die NHRC zu melden, jedoch hielten sich viele Bundesstaatenregierungen nicht an diese Richtlinien. Die NHRC forderte
von den Bundesstaatenregierung, den Familien von Opfern eine finanzielle Kompensation zu bieten, aber die
Bundesstaatenregierungen erfullten diese Richtlinien nicht konsequent. Die Behdrden haben die Streitkrafte nicht
dazu aufgefordert, Todesfalle wahrend der Haft an die NHRC zu melden (USDOS 13.4.2016).

Quellen:

AA - Auswartiges Amt (16.8.2016): Bericht zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage in der Republik Indien
BICC - Bonn International Centre for Conversion (6.2016):

Informationsdienst - Sicherheit, RUstung und Entwicklung in Empfangerlandern deutscher RUstungsexporte:
Landerinformation Indien,

http://ruestungsexport.info/uploads/pdf/countries/201607/indien.pdf, Zugriff 13.12.2016

NHRC - The National Human Rights Commission India (0. D.: The National Human Rights Commission India,
http://www.nhrc.nic.in/Documents/Publications/NHRCindia.pdf, Zugriff 5.1.2017

OB - Osterreichische Botschaft New Delhi (12.2016):



Asyllanderbericht Indien

USDOS - US Department of State (13.4.2016): Country Report on Human Rights Practices 2015 - India,
http://www.ecoi.net/local_link/322482/461959_de.html, Zugriff 13.12.2016

Opposition

Die politische Opposition kann sich grundsatzlich frei betatigen. Die Wahlen zu den Gemeindeversammlungen,
Stadtraten und Parlamenten auf bundesstaatlicher wie nationaler Ebene sind frei, gleich und geheim. Sie werden -
ungeachtet von Problemen, die aus der Grof3e des Landes, verbreiteter Armut bzw. hoher Analphabeten-Rate und
ortlich vorkommender Manipulationen resultieren - nach Einschatzung internationaler Beobachter korrekt
durchgeflihrt. Behinderungen der Opposition kommen insbesondere auf regionaler und kommunaler Ebene vor, z.B.
durch nur eingeschrankten Polizeischutz fir Politiker, Versagung von Genehmigungen fiir Wahlkampfveranstaltungen,
tatliche Ubergriffe durch Anhdnger anderer Parteien. Derartige Vorkommnisse werden von der Presse aufgegriffen
und kénnen von den politischen Parteien 6ffentlichkeitswirksam thematisiert werden. Sie ziehen in der Regel auch
SanktionsmaRnahmen der unabhadngigen und angesehenen staatlichen Wahlkommission ("Election Commission of
India") nach sich (AA 16.8.2016).

Wichtigste Oppositionspartei ist nach ihrer Niederlage bei der jungsten Lok Sabha-Wahl die Kongresspartei (Indian
National Congress - INC) unter Fihrung von Parteichefin Sonia Gandhi (Schwiegertochter Indira Gandhis und Witwe
Rajiv. Gandhis). lhr Sohn Rahul Gandhi, der die Kongresspartei als eine Art unerklarter Spitzenkandidat in den
Wahlkampf fuhrte, konnte gegen Narendra Modi und die in Indien weit verbreitete Wechselstimmung wenig Wirkung
entfalten. In den letzten Jahren haben eine Reihe von regionalen Parteien an Profil und Einfluss gewonnen (AA
9.2016a).

Indien verfugt Uber eine vielfaltige Parteienlandschaft. Neben den grof3en nationalen Parteien Kongress (in ihren
Wurzeln sozialistisch inspirierte nationale Sammlungsbewegung), Bharatiya Janata Party (BJP, hindu-nationalistisch)
sowie Uberregional wirkenden kommunistischen Parteien gibt es eine Vielzahl von Regionalparteien, die in einzelnen
Bundesstaaten allein oder in Koalitionen die Landesregierungen bilden, aber auch auf nationaler Ebene von politischer
Bedeutung sind. (AA 16.8.2016).

Jede offiziell anerkannte Partei wird entweder als Bundes- oder als Regionalpartei eingestuft. Wenn eine Regionalpartei
in mehr als vier Bundesstaaten offiziell anerkannt ist, erhalt sie den Status einer Bundespartei. Zu den wichtigsten
indischen Parteien gehdren Indian National Congress, Bharatiya Janata Party, Bahujan Samaj Party (BSP), Communist
Party of India und Communist Party of India (Marxist). Bekannte und einflussreiche regionale Parteien sind Telugu
Desam in Andhra Pradesh, Muslim League in Kerala, Shiv Sena in Maharashtra, Dravida Munnetra Kazhagam in Tamil
Nadu und Samajwadi Party in Uttar Pradesh (GIZ 12.2016).

Quellen:

AA - Auswartiges Amt (16.8.2016): Bericht zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage in der Republik Indien

AA - Auswartiges Amt (9.2016a): Indien - Innenpolitik, http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Indien/Innenpolitik_node.html; Zugriff 14.12.2016

GIZ - Deutschen Gesellschaft fur Internationale Zusammenarbeit (12.2016): Indien Geschichte, Staat und Politik,
http://liportal.giz.de/indien/geschichte-staat/, Zugriff 13.12.2016

Relevante Bevdlkerungsgruppen

Die Verfassung verbietet Diskriminierung auf Basis von Rasse, Geschlecht, Invaliditat, Sprache, Geburtsort, Kaste oder
sozialen Status. Die Regierung arbeitet mit unterschiedlichem Erfolg an der Durchsetzung dieser Bestimmungen
(USDOS 13.4.2016). Frauen, Mitglieder ethnischer und religiéser Minderheiten sowie niedriger Kasten werden
systematisch diskriminiert (BICC 6.2016).

Quellen:



USDOS - US Department of State (13.4.2016): Country Report on Human Rights Practices 2015 - India,
http://www.ecoi.net/local_link/322482/461959_de.html, Zugriff 23.12.2016

BICC - Bonn International Centre for Conversion (6.2016):

Informationsdienst - Sicherheit, RUstung und Entwicklung in Empfangerldndern deutscher RUstungsexporte:
Landerinformation Indien,

http://ruestungsexport.info/uploads/pdf/countries/201607/indien.pdf, Zugriff 7.12.2016
Bewegungsfreiheit

Das Gesetz gewahrt landesweite Bewegungsfreiheit, Auslandsreisen, Migration und Repatriierung und die Regierung
respektiert diese Rechte im Allgemeinen (USDOS 13.4.2016). Das staatliche Gewaltmonopol wird gebietsweise von den
Aktivitaten der "Naxaliten" in Frage gestellt. Abgesehen davon ist Bewegungsfreiheit innerhalb des Landes
gewahrleistet (AA 16.8.2016).

Die Regierung lockerte Einschrankungen in Bezug auf Reisen nach Arunachal Pradesh, Nagaland, Mizoram, Manipur
und Teilen von Jammu und Kaschmir, aul3er fur Auslander aus Pakistan, China und Burma. Das Innenministerium und
die Bundesstaatenregierungen verlangen vor Reiseantritt von den Blrgern spezielle Genehmigungen einzuholen, um
in bestimmte gesperrte Regionen bzw. Sperrzonen zu reisen. Die Sicherheitskrafte untersuchen Wagen und deren
Inhaber bei Checkpoints im Kaschmirtal, vor offentlichen Veranstaltungen in Neu Delhi oder nach groRRen
terroristischen Angriffen (USDOS 13.4.2016).

Die Regierung darf die legale Ausstellung eines Passes, an einen Anwadrter, von dem geglaubt wird, dass er in
Aktivitdten aulRerhalb des Landes verwickelt ist, die "schadlich fur die Souveranitat und Integritdt der Nation" sind,
verweigern Burger von Jammu und Kaschmir sind auch weiterhin mit massiven Verzégerungen bei der Ausstellung
eines Passes konfrontiert, oft dauert es bis zu zwei Jahre, bis ihnen das AulRenministerium einen Pass ausstellt oder
erneuert. Die Regierung setzt Antragsteller - geboren in Jammu und Kaschmir -, darunter auch Kinder von
Militaroffizieren Berichten zufolge zusatzlichen Kontrollen aus, bevor sie einen Pass erhalten (USDOS 16.8.2016).

Mit dem geplanten Datenverbundsystem flr die zentralen Sicherheitsbehérden und die Unionsstaaten, Crime and
Criminal Tracking Network System (CCTNS), soll klinftig ein Informationsaustausch auf allen Ebenen gewahrleistet sein.
Far 2012 war eine Anbindung von 15.000 Polizeistationen und 6.000 Ubergeordneten Stellen vorgesehen. Die

Umsetzung des ambitionierten Vorhabens liegt jedoch weit hinter dem urspringlichen Zeitplan (AA 3.3.2014).

Indien ist das siebtgréRte Land der Erde mit Uber einer Milliarde Einwohnern (OB 12.2016). Es ist davon auszugehen,
dass Betroffene sich durch Flucht in einen anderen Landesteil jeglicher Art der privaten/halbstaatlichen Probleme
entziehen kdnnen, da nicht davon auszugehen ist, dass Uber das Dorf hinaus Anwohner oder lokale Behdrden
Hinweise erhalten oder recherchieren kénnen oder sich Uberhaupt daflr interessieren, was ein Zugezogener in der
Vergangenheit gemacht haben kénnte. Es fehlen jegliche zentrale Aktenfihrung oder Informationsaustausch. Es
bedarf lediglich eines sehr einfachen, 6ffentlichen Namensanderungsverfahrens, um seine Identitat zu verschleiern (AA
3.3.2014).

Es gibt kein staatliches Melde- oder Registrierungssystem, so dass ein GroRteil der Bevdlkerung keinen Ausweis besitzt.
Dies begunstigt die Niederlassung in einem anderen Landesteil im Falle von Verfolgung. Auch bei laufender
strafrechtlicher Verfolgung ist nicht selten ein unbehelligtes Leben in landlichen Bezirken eines anderen Landesteils
moglich, ohne dass die Person ihre Identitat verbergen muss (AA 16.8.2016). Ob der Betreffende nach der Umsiedlung
dort die Moglichkeit hat, sich ein wirtschaftliches Auskommen zu verschaffen, hangt ausschlieBlich von seiner
Eigeninitiative ab (AA 3.3.2014).

In den groRen Stadten ist die Polizei jedoch personell und materiell besser ausgestattet, so dass die Mdoglichkeit,
aufgespurt zu werden, dort gréRer ist. Bekannte Personlichkeiten ("high profile" persons) kénnen nicht durch einen
Umzug in einen anderen Landesteil der Verfolgung entgehen, wohl aber weniger bekannte Personen ("low profile"
people) (OB 12.2016).

Quellen:

AA - Auswartiges Amt (3.3.2014): Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Indien



AA - Auswartiges Amt (16.8.2016): Bericht zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage in der Republik Indien

OB - Osterreichische Botschaft New Delhi (12.2016):

Asyllanderbericht Indien

USDOS - US Department of State (13.4.2016): Country Report on Human Rights Pracitces 2015 - India,
http://www.ecoi.net/local_link/322482/461959_de.html, Zugriff 28.12.2016

Meldewesen
Es gibt kein Meldewesen in Indien (AA 16.8.2016).

Quellen:

AA - Auswartiges Amt (16.8.2016): Bericht zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage in der Republik Indien
Grundversorgung/Wirtschaft

Indiens Wirtschaft hat sich zuletzt erholt und an Dynamik gewonnen. Indien zdhlt nach wie vor zu den am starksten
expandierenden Volkswirtschaften der Welt. Das Wirtschaftswachstum lag im Haushaltsjahr 2015/2016 bei 7,6% (AA
9.2016).

Das Land hat eine aufstrebende urbane Mittelschicht. Die grolRe Zahl an Facharbeitskraften macht es zu einem
beliebten Ziel fir internationale Firmen, die versuchen ihre Arbeit auszulagern. Der GroBteil der landlichen
Bevolkerung ist weiterhin arm, da deren Leben auch weiterhin durch das altertiimliche Hindukastensystem beeinflusst

wird, welches jeder Person einen Platz in der sozialen Hierarchie zuweist (BBC 27.9.2016)

Das hohe Wachstum der Jahre bis 2011 hat die regionalen Entwicklungsunterschiede auf dem Subkontinent und das
zunehmende Einkommensgefalle zwischen der expandierenden stadtischen Mittelschicht und der Gberwiegend armen
Bevolkerung auf dem Lande, wo noch knapp 70% aller Inder leben, scharfer hervortreten lassen. Ende September
2014 verkindete Premierminister Modi die "Make in India" Kampagne und rief auslandische Investoren dazu auf, in
Indien bei verbesserten Investitionsbedingungen zu produzieren. Zur Ankurbelung der weiteren Industrialisierung
werden gro angelegte Infrastrukturprojekte verfolgt. Auch im Bereich Schiene, den Hafen und im Luftverkehr sind
erhebliche Investitionen noétig und geplant. Wachstum und Wohlstand verdankt Indien vor allem dem
Dienstleistungssektor mit einem Anteil von tber 53% am BIP. Hiervon profitiert aber bei einem Beschaftigungsanteil
von etwa 30% nur ein kleiner Teil der Bevélkerung. Zur Uberwindung der Massenarmut sollen neue Arbeitsplatze

geschaffen werden, vor allem auch fur nicht oder gering qualifizierte Krafte (AA 9.2016).

Indien hat eine Erwerbsbevélkerung von 404,5 Millionen, von welchen 43 Millionen im formellen Sektor und 361
Millionen im informellen Sektor arbeiten, wo sie weder gegen Krankheit oder Arbeitsunfalle abgesichert sind, noch
Anspruch auf soziale Leistungen oder Altersversorgung haben (AA 9.2016). Der Hauptteil der Menschen, die im
informellen Sektor arbeiten, sind im privaten Sektor tatig (BAMF 12.2015). Die Uberwiegende Mehrheit der indischen
Bevdlkerung lebt in landlich-bauerlichen Strukturen und bleibt wirtschaftlich benachteiligt. Der Anteil der
Landwirtschaft an der indischen Wirtschaftsleistung sinkt seit Jahren kontinuierlich und betragt nur noch etwa 17,4%
(2015/16) der Gesamtwirtschaft, obgleich rund 50% der indischen Arbeitskrafte in diesem Bereich tatig sind (AA
9.2016).

Die Regierung hat Uberall im Land mehr als 900 Arbeitsagenturen (Employment Exchanges) eingefuhrt um die
Einstellung geeigneter Kandidaten zu erleichtern. Arbeitssuchende registrieren sich selbstandig bei den
Arbeitsagenturen und werden informiert sobald eine geeignete Stelle im Regierungssekte frei ist. Das MGNREGA
Gesetz (Mahatma Gandhi National Rural Employment Guarantee Act) ist ein Arbeitsgarantieprogramm. Erwachsenen
eines landlichen Haushalts, welche gewillt sind Handwerksarbeit zum Mindestlohn zu verrichten, wird hierdurch eine
gesetzliche Jobgarantie fur 100 Tage im Jahr gewahrt. Das Kommissariat oder Direktorat der Industrie (The
Commissionerates or Directorates of Industries) bieten Hilfe bei der Geschaftsgrindung in den verschiedenen Staaten.
Einige Regierungen bieten Arbeitslosenhilfe fir Personen, die bereits mehr als drei Jahre bei der Stellenbédrse
registriert sind (BAMF 12.2015)

Indien steht vor gewaltigen Herausforderungen bei der Armutsbekampfung und in der Bildungs- und
Infrastrukturentwicklung. Das durchschnittliche jahrliche Pro-Kopf-Einkommen liegt bei 1.313 Euro. Etwa 30% der



Bevolkerung leben unterhalb der Armutsgrenze von 1 USD pro Kopf und Tag. Rund 70% haben weniger als 2 USD pro
Tag zur Verfugung. Auf dem Human Development Index des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen (United
Nations Development Programme - UNDP) steht Indien auf Platz 135 unter 187 erfassten Staaten. Wahrend es weltweit
die meisten Millionare und Milliardére beheimatet, liegt Indien bei vielen Sozialindikatoren deutlich unter den
Durchschnittswerten von Subsahara-Afrika. Gleichzeitig konnten in den letzten beiden Jahrzehnten hunderte Millionen

Menschen in Indien der Armut entkommen (AA 9.2016).

In Indien haben derzeit von 400 Millionen Arbeitskraften nur etwa 35 Millionen Zugang zum offiziellen Sozialen
Sicherungssystem in Form einer Altersrentenabsicherung. Dies schlieBt Arbeiter des privaten Sektors, Beamte,
Militarpersonal und Arbeitnehmer von Unternehmen des staatlich o6ffentlichen Sektors ein (BAMF 8.2014). Die
Regierung betreibt eine Vielzahl von Programmen zur Finanzierung von Wohnungen. Diese richten sich jedoch zu
meist an Personen unterhalb der Armutsgrenze. Weiters bieten die Regierungen eine Vielzahl an Sozialhilfen an welche
sich jedoch an unterprivilegierte Gruppen, wie die Bevolkerung unterhalb der Armutsgrenze richten. Diese Programme
werden grundsatzlich durch die lokalen Verwaltungen umgesetzt (Panchayat) (BAMF 12.2015).

Die Arbeitnehmerrentenversicherung ist verpflichtend und mit der Arbeit verknlpft. Das staatliche
Sozialversicherungsprogramm (National Social Assistance Programme) erfasst nur die Bevdlkerung unterhalb der
Armutsgrenze oder physisch Benachteiligte. Das staatliche Rentensystem National Pension System (NPS) ist ein
freiwilliges, beitragsbasiertes System, welches es den Teilnehmer ermdglicht systematische Ricklagen wahrend ihres
Arbeitslebens anzulegen (BAMF 12.2015).

Etwa ein Viertel der Bevolkerung lebt unter dem Existenzminimum. Sofern es nicht zu auBergewdhnlichen
Naturkatastrophen kommt, ist jedoch eine fur das Uberleben ausreichende Nahrungsversorgung auch den
schwachsten Teilen der Bevolkerung grundsatzlich sichergestellt. Es gibt keine staatlichen Aufnahmeeinrichtungen fur
Ruckkehrer, Sozialhilfe oder ein anderes soziales Netz. Rickkehrer sind auf die Unterstitzung der Familie oder
Freunde angewiesen. Voribergehende Notlagen kénnen durch Armenspeisungen im Tempel, insbesondere der Sikh-
Tempel, die auch gegen kleinere Dienstleistungen Unterkunft gewahren, ausgeglichen werden (AA 16.8.2016).

Als Teil einer Armutsbekampfungsinitiative wurde seit 2010 Millionen indischer Burger eine Aadhaar ID Nummer
ausgestellt. Obwohl diese nicht verpflichtend ist, gaben Beamte an, dass der Nichtbesitz den Zugang zur Staatshilfe
limitieren werden kénnte (FH 3.10.2013). Die unverwechselbare Identitatsnummer ermdglicht es beispielsweise, dass
staatliche Zuschusse direkt an den Verbraucher Ubermittelt werden. Anstatt diese auf ein Bankkonto zu senden, wird
sie an die unverwechselbare Identitdtsnummer Uberwiesen, die mit der Bank verbunden ist und geht so an das
entsprechende Bankkonto. 750 Millionen Inder haben derzeit eine derartige Identitdtsnummer, ca. 130 Millionen
haben diese auch mit ihrem Bankkonto verknipft (International Business Times, 2.2.2015).

Die Identifizierungsbehorde Indiens wurde eingerichtet, um die rechtliche und technische Infrastruktur zu schaffen, die
notwendig ist, um allen indischen Einwohnern eine 12-stellige Identitdtsnummer (UID) auszustellen, die online
Uberprift werden koénnen. Dieses Projekt soll gefdlschte und doppelte Identitdten ausschlieBen. Das neue
Identitatssystem wird mit Fotos, demographischen und biometrischen Details (Fingerabdriicke und IrisBild) verbunden.
Der Erwerb einer UID ist freiwillig und kostenlos. Es gibt keine rechtliche Verpflichtung, sich registrieren zu lassen (UK
Home Office 2.2015).

Da die im Rahmen des UID bzw. Aadhaar Projektes gesammelten Daten nicht in das nationale Bevolkerungsregister
(NPR) integriert werden, stellt dieses jedoch nur eine blof3e Auflistung von Namen und demographischen Details dar.
Bisher wurden 1,04 Milliarden Aadhaar Nummern generiert, mit dem Plan der vollstandigen Erfassung der
Bevdlkerung bis Mdarz 2017. Die zustandige Behdrde flr die einheitliche Identifikationsnummer weigert sich, die
gesammelten Daten an das fur das Bevdlkerungsregister zustandige Innenministerium weiterzuleiten, da sie aufgrund

des im Juli 2016 verabschiedeten Gesetzes von einem Datenaustausch ausgeschlossen ist (HT 8.8.2016).
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amt.de/sid_8E633C2F61937CFE7189E5065CD31B93/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Indien/Wirtschaft_node.html,
Zugriff 23.12.2016
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Medizinische Versorgung

Die Struktur von Indiens Gesundheitssystems ist vielseitig. Nach der indischen Verfassung haben die verschiedenen
Staaten die Leitung Uber die meisten Aspekte des Gesundheitswesens, inklusive o6ffentlicher Gesundheit und
Krankenhduser. Rund 80% der Finanzierung des 6ffentlichen Gesundheitswesens kommt von den Staaten (BAMF
12.2015).

Die gesundheitliche Grundversorgung wird vom Staat kostenfrei gewahrt. Sie ist aber durchweg unzureichend (AA
16.8.2016) und schliet keine kostenfreie Gesundheitsversorgung fur die gesamte Bevolkerung ein (BAMF 8.2014).
Staatliche Krankenhauser bieten Gesundheitsversorgung kostenfrei oder zu sehr geringen Kosten (BAMF 12.2015).

Staatliche Gesundheitszentren bilden die Basis des offentlichen Gesundheitswesens. Dies sind meist Ein-Mann-
Kliniken, die auch kleine Operationen anbieten. Diese Zentren sind grundsatzlich in der Néhe aller Dorfer zu finden.
Insgesamt gibt es mehr als 23.000 solcher Kliniken in Indien. Gemeindegesundheitszentren (Community Health
Centres) sind als Basis des Gesundheitswesens in stadtischen Gegenden verflgbar. Taluk Krankenhauser werden von
der Regierung und dem zustandigen Taluk [Anmerkung: Verwaltungseinheit] betrieben Bezirkskrankenhauser (District
level hospitals) und spezialisierte Kliniken sind fir alle méglichen Gesundheitsfragen ausgestattet (BAMF 12.2015).

Der private Sektor hat ebenfalls eine wesentliche Rolle bei der Gesundheitsversorgung. (BAMF 12.2015) und da der
Andrang auf Leistungen des staatlichen Sektors sehr stark ist, weichen viele flr eine bessere oder schnellere
Behandlung auf private Anbieter aus. Die privaten Gesundheitstrager genieRen wegen der fortschrittlicheren

Infrastruktur und des qualifizierteren Personals einen besseren Ruf. In allen gréBeren Stadten gibt es medizinische



Einrichtungen, in denen Uberlebensnotwendige Behandlungen durchgefihrt werden konnen. Dies gilt mit den
genannten Einschrankungen auch fir den 6ffentlichen Bereich (AA 16.8.2016). Einige wenige private Krankenhduser in
den groRten Stadten gewahrleisten einen Standard, der dem westlicher Industriestaaten vergleichbar ist. Im
wirtschaftlich starken Punjab und in New Delhi ist die Gesundheitsversorgung im Verhaltnis zu anderen Landesteilen
gut (AA 16.8.2016). Private Gesundheitsversorgung ist vergleichbar teuer und den GrofRteil der Kosten zahlen die
Patienten und deren Familien selbst. Fur den Zugang zu den Leistungen ist grundsatzlich ein gultiger Personenausweis
noétig (Adhaar card, Voter ID, PAN, driving license) (BAMF 12.2015).

Mehrere Versicherungsgesellschaften bieten eine Krankenversicherung an, die bestimmte medizinische Kosten
abdeckt, unter anderen auch stationdren Krankenhausaufenthalt. Die Abdeckung variiert je nach Versicherungspolizze
(BAMF 8.2014). Die staatliche Krankenversicherung (Universal Health Insurance Scheme) erfasst nur indische
Staatsblrger wunterhalb der Armutsgrenze. Fir den Rest der Bevolkerung ist eine beitragspflichtige
Krankenversicherung durch verschiedene private und staatliche Firmen zu unterschiedlichen Konditionen gegeben.
Bekannte Versicherer sind General Insurance, Bharti AAA, HDFC ERGO, Bajaj, Religare, Apollo Munich, New India
Assurance, Max Bupa etc. Zudem gibt es viele wohltatige Institutionen, die bezahlbare Behandlungen anbieten (BAMF
12.2015).

In Indien sind fast alle gangigen Medikamente auf dem Markt erhaltlich (AA 16.8.2016). Medikamentenladen sind in
Indien zahlreich und auch in entlegenen Stadten vorhanden. (BAMF 12.2015). Die Einfuhr von Medikamenten aus dem
Ausland ist méglich. Indien ist der weltweit grof3te Hersteller von Generika und Medikamente kosten einen Bruchteil
der Preise in Europa (AA 16.8.2016). Die Kosten fur die notwendigsten Medikamente staatlich kontrolliert, sodass diese
weitreichend erhaltlich sind (BAMF 12.2015).

Quellen:

AA - Auswartiges Amt (24.4.2015): Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Indien

AA - Auswartiges Amt (16.8.2016): Bericht Gber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Indien

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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